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Trotz alledem: nicht locker lassen*
Willi Hajek über Kathedralen, Baumhütten und Nester des Widerstands –  
diesseits und jenseits des Rheins

»Paris und Berlin sind eine Schicksals-
gemeinschaft«, tönt die Internetseite 
des Deutschen Bundestages im Rück-
blick auf die Feierstunde vom 22. 
Januar, mit der das deutsche und 
französische Parlament den 50. Jah-
restag des »deutsch-französischen 
Freundschaftsvertrages« von 1963 
begingen. »Aus unterschiedlichen Tra-
ditionen heraus«, so Angela Merkel 
zu diesem Anlass, arbeiteten die bei-
den Länder an einer EU, die geprägt 
sei von »Einigkeit, Brüderlichkeit und 
von der Würde des einzelnen Men-
schen«. Einigkeit, Brüderlichkeit, Wür-
de? Ein Blick auf soziale Konflikte in 
beiden Ländern macht schnell deut-
lich, dass die Interpretation dieser 
Leitideen besser nicht den Regierun-
gen überlassen werden sollte. Kon-
kret fassbar werden sie eher in jenen 
Bewegungen gegen Betriebsschlie-
ßungen oder gegen »unsinnige Pro-
jekte«, in denen die Frage: »In wel-
cher Welt leben wir? Und welche 
Gesellschaft wollen wir?« aufkom-
men, wie der folgende Streifzug 
durch die deutsch-französischen Ver-
hältnisse zeigt.

In beiden Ländern stehen Schließungen von 
Fabriken an, in Frankreich zwar einige mehr 
als in Deutschland, aber auch hier!

Stahlwerke wie Florange in Lothringen, 
Raffinerien wie Petroplus bei Rouen, Auto
buden wie PSA-Peugeot 
in Aulnay bei Paris, 
Schlacht- und Fleischver-
arbeitungsbetriebe wie 
Doux in der Bretagne – 
fast immer geht es um 
Betriebe, die in der Regi-
on wichtige Träger von 
Lohnarbeit sind, sowohl 
innerhalb der Unterneh-
men als auch in der 
umgebenden Region.

Doch fangen wir bei 
Opel Bochum an: Bun-
desweit warten viele sozial 
Engagierte und Basisge-
werkschafterInnen auf 
den Sturm aus Bochum 

wie ehemals 2004 bei den »sechs Tagen der 
Selbstermächtigung«. Bislang stellt sich der 
Protest allerdings eher als zarter Windhauch 
dar – ein kleiner Umzug in einigen Abteilun-
gen, initiiert von aktiven Vertrauensleuten 
und Betriebsräten, einige lassen die Produkti-
onsarbeit liegen und schließen sich dem Zug 
an, aber mehr als ein erster zaghafter Schritt 
war es (noch) nicht. Auf der Betriebsver-
sammlung stellte sich der Vertrauensleute-
Vorsitzende dem GM-Vorstandschef, der 
gerade die Schließung des Bochumer Opel-
werks verkündet hatte, in den Weg, aber auch 
hier konnten die gut vorbereiteten Sicher-
heitsleute den Widerstand aus dem Weg räu-
men. Sichtbar wurde bei dieser Aktion aber 
auch, dass das Management von GM sehr 
wohl mit möglichem Widerstand rechnete 
und sich deshalb auch mit reichlich vorhan-
denem Sicherheitspersonal ausgestattet hatte. 
Die IG Metall und der Betriebsrat warnen die 
Opel-Belegschaft vor blindem Aktionismus 
und wollen weiter verhandeln. Zudem 
bekommt Opel Rüsselsheim von GM den 
Zuschlag für eine neue Modell-Produktion ab 
2016 – und dort gibt es inzwischen mehr 
Mitglieder als in Bochum.

	Vereint, doch für was?

Eine ähnliche Situation finden wir in Frank-
reich: Bei PSA-Peugeot in Aulnay bei Paris 
mit einer Belegschaft in ähnlicher Größe wie 
in Bochum (knapp 3 000 Beschäftigte) ist 
ebenfalls die Schließung geplant. Auch hier 
gibt es eine kampferfahrene Belegschaft und 
aktive Gewerkschaftsgruppen. Aber neben 
einigen militanten Aktionen und großmäuli-

gen Erklärungen einiger CGT-Gewerkschafts-
vertreter – »Ihr wollt den sozialen Krieg, den 
sollt Ihr bekommen« – ist der Belegschaft 
nicht sehr klar, wofür sie gemeinsam kämpfen 
soll. Ein Teil möchte gerne mit hohen Abfin-
dungen wie bei Opel – von denen sie mo
mentan noch träumen – den Betrieb und die 
Maloche verlassen, der andere Teil ist eher 
bereit zu kämpfen und will klare Zusagen für 
eine Anschlussproduktion, egal welcher Art, 
mit garantierter Lohnarbeit und Erhalt aller 
bisher erworbenen sozialen Ansprüche. Bis-
lang offensichtlich nicht zu vermitteln ist eine 
Orientierung auf die Verkürzung der Arbeits-
zeit. (Siehe Kasten)

Erschwerend kommt hinzu, dass auch in 
Frankreich, ähnlich wie in Deutschland, ver-
sucht wird, zwischen den Standorten Kon-
kurrenz zu erzeugen. Die Verhandlungen lau-
fen, die Regierung bzw. der Industrieminister 
beteiligen sich daran. Auch in Frankreich 
warten viele engagierte Gewerkschafter auf 
den großen Kick durch die AutowerkerInnen. 

Geschlossen werden soll auch das Stahlwerk 
Arcelor Mittal in Florange/Lothringen. Seit 
fast einem Jahr demonstrieren, blockieren 
und marschieren die ArbeiterInnen, um die 
Schließung zu verhindern. Aber auch hier 
kommt es nicht zu einer gesellschaftlichen 
Dynamik, die der Regierung und der Bour-
geoisie Angst macht und sie zurückweichen 
lässt. In den letzten Wochen kam die Forde-
rung nach »Nationalisierung« auf, vor allem 
aus Kreisen der Front de Gauche.1 Die CFDT-
Gewerkschaften lehnen diese Forderung ab, 
die Regierung auch. Die »Linksfront« hat vor-
geschlagen, einen Marsch – ähnlich dem der 
Bergarbeiter in Spanien vor einigen Monaten 

– nach Paris zu veranstalten mit der Losung 
»Nationalisierung des Stahlwerks Florange«, 
um Druck auf die Regierung zu machen. Ob 
das klappen wird, ist offen. Ein Teil der mili-
tanten Stahlwerker ist müde von dem mittler-
weile einjährigen Hin- und Her-Gezerre ohne 
wirklichen Einfluss auf das Kräfteverhältnis. 
Was aber sicherlich zugenommen hat, ist die 
totale Ernüchterung in der Region und bei 
allen Beteiligten – wieder einmal aufs Neue – 
gegenüber dieser neuen Regierung und ihrer 
Unfähigkeit, eine andere Politik zur Verbesse-
rung der Lage der Stahlwerker durchzufüh-
ren. Links gleich rechts – also auch: Sarkozy 
gleich Hollande – das ist alltägliches Erleben 
und Begreifen. 

Parallel zu diesen Aktivitäten und Ereignis-
sen in der alltäglichen Arbeitswelt versucht 
die Regierung mit dem Hinweis auf die Wett-
bewerbsfähigkeit der deutschen Ökonomie 
neue Maßnahmen vorzubereiten, um dem in 
Frankreich ansässigen Kapital die Steigerung 
der Produktivität – sprich die Ausbeutung der 
ArbeiterInnen – zu erleichtern und auf diese 
Weise dessen Emigrationsgelüste in andere 
Länder und Kontinente zu mindern. Ein Bei-
spiel für solche Verlagerungen ist Renault. 

Betriebe in Argentinien, die 
demokratisch von ArbeiterInnen 
verwaltet werden; Gesundheitszen-
tren, Zeitungen und Schulen, aber 
auch Metallfabriken, Druckereien 
und Hotels. Entwicklungen dort 
haben gezeigt, dass ArbeiterInnen 
nicht nur in der Lage sind, 
Unternehmen ohne Chefs zu ver-
walten, sondern dies auch besser 
können. Das Beispiel Argentiniens 
breitet sich in Südamerika aus und 
hat nun auch Europa und die Ver-
einigten Staaten erreicht. In Chica-
go haben die ArbeiterInnen von 
New World Windows, nach 
jahrelangen Kämpfen mit (ehemali-
gen) Eigentümern und Chefs, die 
Produktion in Selbstverwaltung auf-
genommen. In Griechenland zeigen 
Arbeiter nun wieder, dass der Weg 
vorwärts – aus der Arbeitslosigkeit, 
der Krise trotzend – Arbeiterkon-
trolle und demokratische Selbstver-

waltung ist.
»Wir fordern alle ArbeiterInnen, 

alle Arbeitslosen und all diejenigen, 
die am eigenen Leib die Krise erfah-
ren haben, dazu auf, die Arbeiter 
von VioMe zu unterstützen. Jetzt, 
da sie daran gehen, in der Praxis zu 
beweisen, dass wir, die ArbeiterIn-
nen, es auch ohne Bosse schaffen! 
Wir fordern sie auf, am Kampf teil-
zunehmen und den Kampf zu orga-
nisieren, wo immer sie arbeiten, mit 
Versammlungen, direkter Demo-
kratie – ohne Bürokraten!« (www.
biom-metal.blogspot.gr)

Wie bei allen Fabrikwiedereröff-
nungen, so ist auch hier die Frage 
der anfänglichen Finanzierung von 
zentraler Bedeutung. War die bishe-
rige Solidarität in der Lage, das 
Überleben der Arbeiter von Vio.Me 
und ihrer Familien zu sichern, so ist 
der Kapitalbedarf, der zur Fortset-
zung der Produktion notwendig ist, 

riesig. Die Arbeitergewerkschaft hat 
einen tragfähigen Geschäftsplan, 
aber es wird einige Zeit erfordern, 
bis er greifen wird. Die ersten 
Monate werden ausschlaggebend 
sein. Finanzelle Unterstützung kann 
dabei viel ausmachen und jeder Bei-
trag ist hilfreich.

Direkte finanzielle Unterstützung 
kann an die Arbeitergewerkschaft 
von Vio.Me in Thessaloniki über 
die internationale Solidaritätsweb-
seite geschickt werden: 
www.viome.org

Solidaritätserklärungen und Fra-
gen an: protbiometal@gmail.com 

Unterzeichnet: Solidaritätsinitiative 
Thessaloniki, Brendan Martin 
(Working World), Dario Azzellini 
und Marina Sitrin

Vorläufige UnterstützerInnen der Ini-
tiative: David Harvey, Naomi Klein, 

Avi Lewis, John Holloway, Silvia Fed-
erici, George Caffentzis, David Grae-
ber, Mag Wompel (labournet.de) und 

Cooperativa de Trabajo Lavaca, Bue-
nos Aires, Argentina
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Frankreich: Paris plant Gesetz 
gegen Werksschließungen 

Die FAZ vom 11. Februar meldet, dass Präsident 
Hollande in Frankreich plant, gesetzlich gegen 
Unternehmen vorzugehen, die trotz Gewinnen 
Werke schließen wollen. Bis zum Sommer wolle 
die Regierung ein entsprechendes Gesetzespro-
jekt auf den Weg bringen. Damit soll vor allem 
die Schließung profitabler Standorte verhindert 
oder erschwert werden. Voraussichtlich sollen 
Unternehmen, die sich von Werken oder Stand-
orten trennen wollen, gezwungen werden, 
dafür einen Käufer zu finden. Hollande, so die 
FAZ, wolle mit diesem Vorstoß, der natürlich auf 
die Kritik des französische Arbeitgeberverband 
Medef stößt, ein Wahlkampfversprechen erfül-
len. Er hatte angekündigt, Entlassungen zu ver-
teuern, die nur dem Interesse der Aktionäre 
dienten. Beschäftigte sollten zudem erweitertes 
Klagerecht gegen solche Maßnahmen erhalten. 
Das Gesetz scheint als Reaktion auf die von Wil-
li Hajek beschriebenen Proteste entstanden zu 
sein. Wir werden das Vorhaben weiter beob-
achten.� Die Red.
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Von den rund 130 000 Beschäftigten weltweit 
arbeiten 60 Prozent in Europa, doch der 
Anteil der Beschäftigten außerhalb Frank-
reichs nimmt immer mehr zu. Aktuell sollen 
14 Prozent der Beschäftigten in Frankreich, 
also 7 500, abgebaut werden. Wenn die Beleg-
schaften an den französischen Standorten kei-
ne weiteren Zugeständnisse machten, dann 
werde es weitere Verlagerungen ins Ausland 
geben, so drohte die Direktion von Renault. 

Sarkozy wird auf seinem Ruhesitz ab und an 
in höllisches Lachen – »rire infernal« sagen 
die SatirikerInnen – ausbrechen über die jäm-
merliche Rolle seiner Regierungs-Nachfolger: 
Der neue Innenminister lässt genauso wie 
unter Sarkozy weiter die Roma durch die 
Polizei von ihren Stellplätzen vertreiben. Und 
eine französische Aktivistin für die baskische 
Sache wird von der neuen Regierung in Tou-
louse verhaftet und an Spanien ausgeliefert – 
etwas, was die Sarkozy-Gendarmen nicht 
gewagt hatten. 

	 Verbündet – gegen
»unnütze Projekte«

Doch gibt es auch eine andere Realität und 
etwas Bewegung in der französischen wie 
auch deutschen Gesellschaft: Nôtre Dame des 

Landes mobilisiert die GallierInnen und lässt 
sie, ähnlich wie Stuttgart 21, ihre soziale Fan-
tasie und Widerständigkeit entfalten. Nôtre 
Dame des Landes, das sind 2 000 Hektar 
Land, engagierte Bauern und Bäuerinnen, 
junge BesetzerInnen aus Stadt und Land und 
städtische BürgerInnen aller Generationen, 
Geschlechter und Herkünfte, die sich gegen 
das ihrer Ansicht nach unnütze und ver-
schwenderische Flughafen-Projekt auf ihrem 
fruchtbaren Ackerboden wehren. Das Projekt 
schlummert schon Jahrzehnte bei den staatli-
chen Behörden. Doch die jetzige Regierung 
und speziell ihr Regierungschef, ehemaliger 
Bürgermeister in Nantes und Deutschlehrer, 
möchte dieses Projekt nun in seiner Regie-
rungszeit realisieren. Westfrankreich und die 
Region um Nantes sollen für die große Welt, 
die Moderne des 21. Jahrhunderts, erschlos-
sen werden, ein ähnlicher Metropolentraum 
wie bei Stuttgart 21. 

Die Planungen für dieses Projekt reichen 
in die 60er-Jahre zurück. Aber in der Zeit des 
roten Jahrzehnts (1968 bis 1978) mit einer 
starken und rebellischen ArbeiterInnen- und 
– gerade in dieser Gegend – auch Bauern-
Bewegung war es nicht zu verwirklichen. Die 
Stadt Nantes zusammen mit der Bretagne als 
umgebender Region verbindet traditionell 
eine kampferfahrene Bauernbewegung, die 
sich ähnlich wie in Wyhl im badischen Land 
gegen den Bau von Kernkraftwerken erfolg-
reich wehrte. Das französische Pendant zu 

Whyl heißt Plogoff und ist ebenfalls Ge-
schichte. Die Erinnerung an den damaligen 
Erfolg stärkt die Resistance in Nôtre Dame des 
Landes.

Der Mai 1968 und die sich selbst versorgende 
Kommune von Nantes waren in der Folgezeit 
ein Begriff. Hier verbündeten sich ArbeiterIn-
nen aus den besetzten Betrieben in Nantes 
mit den aufständischen Bauern aus der Regi-
on, die sie täglich mit frischen Nahrungsmit-
teln versorgten. 1973 wurde in der Region die 
linke alternative Bauerngewerkschaft – die 
Conféderation paysanne – gegründet. Einige 
der Akteure gegen das Flughafenprojekt gehö-
ren dieser Generation an und sind anerkannte 
Sprecher der Bewegung. Manche nennen die-
se Bewegung auch das »Larzac der Bretagne« 
und verbinden damit den erfolgreichen 
Kampf der Bauernbevölkerung auf der süd-
französischen Hochebene von Larzac gegen 
die Einrichtung eines Militärübungsplatzes 
auf Ackerland.

Kurzum: Diese Widerstandsbewegung ent-
wickelt in ganz Frankreich eine Dynamik, von 
der die AktivistInnen der obigen Arbeiter-
kämpfe noch träumen. Inzwischen haben sich 
mehr als hundert Unterstützungskollektive in 
ganz Frankreich entwickelt, die oft die Frage 
stellen: »Welche Gesellschaft wollen wir?« 
Nicht von ungefähr gibt es inzwischen große 
Risse in der ökologischen Bewegung und ins-
besondere bei der Partei der Grünen, die an 

der Regierung beteiligt ist. 
Aber inzwischen hat sich 

auch ein Kollektiv von Pilo-
ten der Air-France zusam-
mengefunden, die zeigen 
wollen, dass der alte Flugha-
fen in Nantes für den Flug-
verkehr sehr wohl ausreicht 
und dass es der Politik eher 
darum geht, den Bedürfnis-
sen der low-cost-Fluggesell-
schaften (Ryanair, Easyjet 
etc.) nachzukommen. Die 
Piloten gehen davon aus, 
dass durch zusätzliche Lande- 
und Startkapazitäten die 
Konkurrenz zwischen den 
Fluggesellschaften und den 
Standorten verschärft und so 
die Arbeitsbedingungen des 
Flugpersonals angegriffen 
und verschlechtert werden 
sollen. Durch die Aneignung 
und Verbreitung von nicht 

für die Öffentlichkeit bestimmten Projekt-
Unterlagen ist inzwischen auch klar, dass die 
Kosten für den Flughafen viel zu niedrig 
angesetzt wurden – ähnlich wie bei Stuttgart 
21 oder beim Großflughafen Berlin.

Im Juni 2012 fand das erste europäische 
Treffen der »unnützen Projekte« in Nôtre 
Dame des Landes statt. Die Akteure von Stutt-
gart 21 waren auch aktiv dabei und werden 
im Juni 2013 das nächste Treffen in Stuttgart 
organisieren.

	 »Gesindel« und »Geschwüre« 
auf der Notbremse

Der Präfekt, Vertreter des Staats in der 
Region, kann jederzeit  das Gelände räumen 

Dringliches

Arbeiterbewegung  
museumsreif!?
Ausstellung und zweifaches  
Begleitprogramm in Mannheim

Noch bis 28. August ist im Techno-
museum Mannheim die Ausstellung 
»Durch die Nacht zum Licht? 
Geschichte der Arbeiterbewegung 
1863-2013« zu sehen. Dargestellt 
werden die Geschichte der politi-
schen Organisationen der Arbeiterbe-
wegung wie auch das Alltagsleben 
von Arbeiterinnen und Arbeitern von 
der industriellen Revolution bis zur 
Gegenwart der »Dienstleistungsge-
sellschaft«.
»Auf 800 Quadratmetern Ausstel-
lungsfläche zeigt das Technomuseum 
über 500 Exponate von mehr als 70 
Leihgebern – unter anderem Hand-
schriften von Karl Marx, Karl Lieb-
knechts Gehrock, den Haftbefehl 
gegen Erich Honecker sowie eine 
Guy-Fawkes-Maske der Occupy-
Bewegung. Von der Hand-Druck-
presse bis zum Industrieroboter kann 
man anhand unterschiedlicher Pro-
duktionsmaschinen und -milieus 
nachvollziehen, wie die Arbeiterbewe-
gung im Laufe ihrer Geschichte 

geprägt und verändert wurde.« Außer-
dem zeigt das Technomuseum drei 
Begleitausstellungen im Vorraum zur 
Sonderausstellungsfläche: vom 23. 
Februar bis zum 14. April ›24 Köpfe 
der Mannheimer Arbeiterbewegung‹, 
vom 24. April bis 9. Juni die Geschich-
te der Konsumvereine in der Region, 
und ab dem 17. Juli erinnert eine 
Wanderausstellung des DGB in 
Zusammenarbeit mit der Hans-Böck-
ler-Stiftung und der Gedenkstätte 
Sachsenhausen an Gewerkschafter in 
Konzentrationslagern.
Zur Ausstellung gibt es ein vielgestal-
tiges Begleitprogramm mit Vorträ-
gen, Diskussionen und Liederaben-
den. Die Veranstaltungen des Tech-
nomuseums werden ergänzt durch 
die Reihe »Wenn die Nacht am tiefs-
ten… Geschichte und Perspektiven 
der (anderen) Arbeiterbewegung«, 
veranstaltet vom Zukunftsforum 
Gewerkschaften Rhein-Neckar.

Ort: Technomuseum, Museumsstr. 1, 
68165 Mannheim, täglich 9 – 17 Uhr
Weitere Informationen: www.techno-
museum.de, Tel.: (0621) 42 989

Ausgewählte Termine aus beiden 
Veranstaltungsreihen:
Donnerstag, 21. Februar 2013, 19 
Uhr: Politische Streiks. Podiumsdiskus-

sion mit Florian Wilde (Rosa-Luxem-
burg-Stiftung) und Felipe van Keirs-
bilck (angefragt, Generalsekretär der 
Angestelltengewerkschaft Centre Natio-
nal des Employés in Belgien). Jugend-
kulturzentrum FORUM, Neckarpro-
menade 46
Donnerstag, 7. März 2013, 19 Uhr: 
Berufsverbote und Gewerkschaftsaus-
schlüsse. Veranstaltung mit Betroffenen. 
Gewerkschaftshaus, Hans-Böckler-Str. 1
Freitag, 8. März 2013, 18 Uhr: 
Internationaler Frauentag und Arbei-
terbewegung. Mit Sylvia Schreit, Histo-
rikerin an der Bundeswehr-Universität 
München. Auditorium im Technomuse-
um
Donnerstag, 14. März 2013, 19 
Uhr: Krise ohne Widerstand? Mit Chris
tian Frings. wildwest, Alphornstr. 38
Donnerstag, 11. April 2013, 19 
Uhr: Das Mannheimer Solidaritätsko-
mitee. Mit Aktiven des Bündnisses 
gegen Betriebsschließungen und Arbeits-
platzabbau. Gewerkschaftshaus, Hans-
Böckler-Straße 1
Donnerstag, 25. April 2013, 19 
Uhr: Internationale gewerkschaftliche 
Zusammenarbeit im Daimler-Benz-
Konzern. Mit Valter Sanches, Beschäf-
tigter bei Mercedes Benz do Brasil und 
Mitglied im Aufsichtsrat der Firma. 
Arbeiterkneipe im Technomuseum, 
Museumsstr. 1

Donnerstag, 2. Mai 2013, 19 Uhr: 
Revitalisierung von Gewerkschaften 
und Wiedergewinnung gewerkschaftli-
cher Handlungsmacht in Zeiten der 
Krise. Mit Klaus Dörre, Soziologe. 
Gewerkschaftshaus, Hans-Böckler-
Straße 1
Mittwoch, 22. Mai 2013, 18 Uhr: 
Arbeiterturn- und Sportvereine im 
Spannungsfeld von sozialistischer 
Arbeiterkultur und Volkssport. Mit 
Michael Krüger, Sportwissenschaftler. 
Auditorium im Technomuseum
Donnerstag, 6. Juni 2013, 19 Uhr: 
Sozial durch Arbeiterbewegung? Zur 
Entstehung des Modells ›Soziale Markt-
wirtschaft‹. Mit Uwe Fuhrmann, His-
toriker. wildwest, Alphornstr. 38
Donnerstag, 20. Juni 2013, 19 Uhr: 
iSlaves. Ausbeutung und Widerstand in 
Chinas Foxconn-Fabriken. Buchvor-
stellung mit Ralf Ruckus. wildwest, 
Alphornstr. 38
Mittwoch, 26. Juni 2013, 18 Uhr: 
Flashmob, Boykott, Streiks & Co: Neue 
und alte Formen des Arbeitskampfes. 
Diskussion mit Martina Kirsch (frühe-
re Betriebsratsvorsitzende von Transme-
dia Mannheim), Anton Kobel (Gewerk-
schaftssekretär i.R.), Jana Seppelt (ver.
di Stuttgart), Wolfgang Stather (Anwalt 
für Arbeitsrecht). Moderation: Torsten 
Bewernitz. Auditorium im Technomu-
seum

Mittwoch, 24. Juli 2013, 18 Uhr: 
Niedergang und Neuanfang einer auto-
nomen Arbeiterbewegung in der DDR. 
Mit Renate Hürtgen. Auditorium im 
Technomuseum

Politische Tour de France

Arbeiten oder Leben?  
Bildungsurlaub in Paris

Auf Demonstrationen in der BRD 
sehen wir nur wenige oder gar keine 
Plakate, die Bezug nehmen auf die 
wachsenden Belastungen beim Lohn-
arbeiten und Leben, obwohl auch 
hier arbeitsweltliche Symptome wie 
Burn-out, Depressionen, Nervenzu-
sammenbrüche und Selbsttötungen 
festgestellt werden und zunehmen. In 
Frankreich sind Transparente und 
Parolen auf Demonstrationen, die 
gerade diese Frage der Belastungen 
und nach dem »Leben, aber wie?« 
immer wieder stellen, sehr häufig. Sei 
es als Leitparole während der 
Demonstrationen gegen die Verlän-
gerung des Renteneintrittalters »La 
bourse ou la vie – die Börse oder das 
Leben«, oder als nachdenklicher 
Appell: »Du lebst nur einmal«. Das 
soziale Unbehagen, die »malaise 
social«, ist eines der zentralen Themen 

Eine Notiz zu PSA Aulnay 
Seit Mittwoch, dem 16. Januar, streikten etwa 
600 Arbeiter der 3 000 Beschäftigten von 
PSA Aulnay für Neuverhandlungen über die 
Schließung des Werks. Der Betrieb blieb aber 
nicht besetzt. Die Leitung sperrte ab Montag 
den Zugang zum Betrieb, alle Eingänge wur-
den mit Sicherheitspersonal besetzt. Der 
Grund: Beschädigungen an Maschinen und 
Einrichtungen durch die   Beschäftigten – so 
behauptet die Leitung.

Unterdessen finden Versammlungen außer-
halb des Betriebs in den Gewerkschaftsloka-
len statt, etwa 250 Arbeiter beteiligen sich 
zudem an den Aktionen.

Zwei Aktionen wurden am 22. Januar durch-
geführt: Etwa 100 KollegInnen beteiligten sich 
an dem Besuch zweier Händler von Peugeot 
und Citroën, die Aktion dauerte eineinhalb 
Stunden und führte zu vielen Diskussionen mit 
den Besuchern und KundInnen. Die zweite 
Aktion war der Besuch einer Zahlstelle auf der 
Autobahn bei Senlis, bei der eine freie, kosten-
lose Durchfahrt hergestellt wurde, verbunden 
mit einer kleinen Spende für die Streikkasse.

Am 24. Januar gehen die Empörten nach 
Renault Flins, um die dortigen KollegInnen zu 
besuchen, und nachmittags werden sie eine 
andere Zahlstelle an der Autobahn besuchen, 
um die Streikkasse weiter aufzufüllen. Auf 
gewerkschaftlicher Seite sind Solidaires Indus­
trie und CGT involviert in den Streik, beide 
unterstützen die Beschäftigten bei diesen 
Aktionen.

Situationsbericht vom 23. Januar
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»Schedules from Hell«, so übertitelt 
die Zeitschrift Labor Notes in ihrer 
Dezember-Ausgabe einen Beitrag von 
Jenny Brown*, der eine ganz eigene 
Sicht auf den Kampf um die Länge 
des Arbeitstags vermittelt. Während 
die Beschäftigten in der Autoindustrie 
sich den Achtstundentag erneut 
erkämpfen müssten und Wäscherei-
beschäftigte ihrem Boss beibringen 
müssten, was das Wort »Wochenen-
de« bedeute (zwei weitere, lesens-
werte Berichte zum Thema Arbeitszeit 
in den USA, die sich in der gleichen 
Ausgabe finden), wären die Beschäf-
tigten des Einzelhandels froh, sie 
könnten auch nur annähernd vierzig 
Stunden in der Woche arbeiten. Wir 
dokumentieren, weil die Frage, wie 
mit der Ausweitung von unfreiwilliger 
Teilzeit umzuge-
hen ist, hierzulan-
de noch viel zu 
wenig diskutiert 
ist:

Wieder einmal wird 
der Ruf nach einer 
Vierzigstundenwoche 
laut – aber für die 
Beschäftigten im Ein-
zelhandel hat er eine 
vollkommen neue 
Bedeutung. Teilzeit-
kräfte fordern: Schluss 
mit den unberechen-
baren Dienstplänen! 
Wir brauchen genü-
gend Arbeitsstunden, 
um überleben zu kön-
nen!

»Ich habe mein 
Haus verloren. Ich 

habe den Sohn verloren, den ich gerade adop-
tieren wollte.« Cory Parker sieht die Verant-
wortung dafür bei der Geschäftsleitung von 
Walmart in Tupelo/Mississippi, die ihm nicht 
genug Stunden gibt, um davon leben zu kön-
nen. »Und ich bin nicht der Einzige. Wir ver-
lieren unser Zuhause, weil wir keine Stunden 
bekommen.« Parker ist bei der Beschäftigten-
gruppe OUR Walmart aktiv, die für höhere 
Löhne und bessere Arbeitsbedingungen beim 
größten privaten Arbeitgeber der Welt 
kämpft.

Willkürliche Dienstpläne und mangelnde 
Arbeitsstunden waren auch 2011 die zentra-
len Themen, als es darum ging, eine Target-
Filiale in Valley Stream/Long Island zu orga-
nisieren. »Sie gaben uns teilweise nicht mal 
fünfzehn Stunden in der Woche«, berichtet 
Tashawna Green. Und während sie und ihre 
KollegInnen nicht einmal annähernd so viele 
Stunden bekamen, wie sie gebraucht hätten, 
fragten die Filialleiter sie noch, ob sie nicht 

Bekannte hätten, die sich gerne bewerben 
würden. Nach einem aufreibenden Kampf 
verlor die Gewerkschaft die Abstimmung 
über ihre Anerkennung in dieser Filiale.

Aktuell hat die Gewerkschaft Retail Wor-
kers (RWDSU) den Bekleidungseinzelhändler 
Abercrombie and Fitch in New York City ins 
Visier genommen. Dort sind die Teilzeitar-
beitsverträge laut Kassiererin Bintou Kamara 
bei zehn Wochenstunden gedeckelt.

Das von der Gewerkschaft unterstützte 
Retail Action Project (RAP) führt die Kampag-
ne an. Es unterstützte die Beschäftigten dabei, 
mit Petitionen und Demonstrationen vor den 
Geschäften auf die alles andere als nachhaltige 
Schichtplangestaltung aufmerksam zu ma- 
chen. Die Beschäftigten schwenkten riesige 
Schilder, auf denen sie öffentlich den Vorwurf 
der »Unterbeschäftigung« gegen ihren hoch-
gradig imagesensiblen Arbeitgeber erhoben.

des öffentlichen Lebens. Basisgewerk-
schaften wie die Sud-Solidaires und 
die CGT-Gewerkschaften attackieren 
selbst vor Gericht verantwortliche 
Manager wegen Körperverletzung 
mit Todesfolge.
Wir wollen uns in dieser Bildungswo-
che mit unterschiedlichen Akteuren 
treffen, die alle in diese Auseinander-
setzung um das Leiden bei der Arbeit 
– la souffrance au travail – einbezogen 
sind und sich engagieren.
Auf dem Programm stehen Treffen 
mit
•	 Eric Beyel von der Gesundheits-
kommission der solidaires
•	 Danièle Linhardt, Gesundheitsso-
ziologin
•	 Kollegen vom observatoire de la 
santé publique
•	 Kollegen von Renault und France 
Télécom
•	 einem Theaterkollektiv, das ein 
Stück zum Thema erarbeitet hat
•	 Autoren eines Kriminalromans 
zum Thema.

Zeit & Ort: 5. bis 10. Mai 2013, 
Paris
Seminarleitung: Willi Hajek, Jeremy 
Clarke, Peter Bach
Teilnahmebeitrag: 280 Euro (Einzel-
zimmerzuschlag 145 Euro)
Kontakt & Anmeldung: Forum 

Eltern und Schule, Huckarder Str. 12, 
44147 Dortmund, Tel. (0231) 14 80 
11; ab-fesch@t-online.de

Wein- und  
Umsturzgelüste

Politisch-historische Tour de Pfalz

Die Pfalz ist nicht nur als Weinbauge-
biet interessant – auch als Ort der 
Demokratiebewegung in Deutsch-
land kann sie in Erinnerung gebracht 
und unter die Lupe genommen wer-
den. Der Politikwissenschaftler und 
Geograph Thomas Handrich bietet 
politische Radreisen in der Region an 
– eigenfüßig pedalierend getestet und 
für gut befunden von unserem 
Redaktionsmitglied Anton Kobel. 
Aus dem Programm:
»Wir werden uns zunächst mit den 
Auswirkungen der Französischen 
Revolution in der Pfalz befassen. Die-
se wurde keineswegs nur abgelehnt. 
Kurz nach der Revolution befreiten 
sich Dörfer von feudalen Zwängen, 
rund um Bergzabern wurde kurzer-
hand eine Republik nach französi-
schem Vorbild ausgerufen. Wenige 
Jahrzehnte später ereignete sich das 
berühmte Hambacher Fest. Es konn-
te nur hier, wo die demokratische 

Opposition am Stärksten war, statt-
finden. Und auch 1849 war die Pfalz, 
mit Kaiserslautern als Zentrum, für 
kurze Zeit Hauptstadt des Pfälzischen 
Aufstandes zur Verteidigung der ers-
ten demokratischen Verfassung in 
Deutschland.«
Vom historischen Weinort Rhodt 
unter Rietburg werden verschiedene 
historisch und kulinarisch interessan-
te Orte angesteuert.

Termine: 14. bis 20. Juli 2013 und 
12. bis 16. September 2013
Vorbereitung & Leitung: Thomas 
Handrich
Kosten: 690 Euro / 500 Euro (ermä-
ßigt 550 / 400 Euro)
Informationen & Anmeldung: www.
politische-radreisen.de; Thomashand-
rich1@aol.com, Tel.: (0163) 960 6125

Anders wirtschaften – 
aber wie?

Testfeld Bodenkultur: 4. Kongress 
»Solidarische-Ökonomie« in Wien

Lasst 100 Blumen blühen: Am 22. 
und 24. Februar 2013 findet in Wien 
ein Kongress zur Frage statt, wie das 
weite Feld der Solidarischen Ökono-
mie bestellt werden kann. Auf der 

Suche nach konkreten Möglichkeiten 
nicht-kapitalistischen Wirtschaftens 
werden so unterschiedliche Aspekte 
wie Grundeinkommen, (Wissens-)
Allmende, Tauschringe, Selbstverwal-
tung von Häusern und Betrieben, 
Fairer Handel, Interkulturelle 
Gemeinschaftsgärten, Volxküchen, 
Regionalwährungen, Genossenschaf-
ten und öffentliche Dienstleistungen 
besprochen. Der express unterstützt 
dabei vor allem den Austausch zwi-
schen VertreterInnen besetzter Betrie-
be in Serbien, Griechenland und 
Argentinien (s. den Beitrag von Peter 
Haumer in dieser Ausgabe). 
So vielfältig wie die Themen fallen 
auch die Formen der Auseinanderset-
zung aus: Vom klassischen Vortrag 
über Open Space bis hin zu Perfor-
mances sind die TeilnehmerInnen zu 
allem eingeladen bzw. aufgefordert. 
Der Kongress wird von einer ehren-
amtlichen Vorbereitungsgruppe orga-
nisiert, die nicht nur bei der inhaltli-
chen Gestaltung auf die Mitwirkung 
aller setzt: Auch Küche, Kinderbe-
treuung, Übersetzungen und vieles 
andere soll nach Möglichkeit gemein-
sam bewältigt werden.
Das umfassende Kongressprogramm 
mit seiner Vielzahl an Einzelveran-
staltungen ist auf der Internetseite der 
KongressinitiatorInnen zu finden.

Programm & Informationen: www.
solidarische-oekonomie.at/
Termin: 22. bis 24. Februar 2013
Ort: Universität für Bodenkultur, Peter 
Jordan Straße 82, 1190 Wien

Leserliches

To be read –  
To be continued

Auf in die demokratiefreie Zone: Wer 
Blockupy 2013 will, muss Blockupy 
2012 lesen können

Paradoxie des Sicherheitsstaates: Im 
Mai 2012 verhinderte ein riesiges 
Polizeiaufgebot die angekündigte Blo-
ckade des Frankfurter Bankenviertels 
mittels einer vollständigen Blockade 

Höllenpläne
Genug von »Just in time« und unfreiwilliger Teilzeit –  
Einzelhandelsbeschäftigte in den USA ergreifen Initiative

lassen. Die Gerichte haben dem Flughafen-
bau zugestimmt. Tagsüber kreisen Hub-
schrauber über dem Gelände, die Bauern und 
Anwohner bezeichnen die momentane Situa-
tion als Kriegszustand. Die Gendarmerie 
räumt das Gelände, zerstört die von den 
Widerständlern selbst gebauten Hütten. Die 
Staatsmacht zieht ab, am nächsten Tag wer-
den die Hütten mit Unterstützung der 
Anwohner und Bauern wieder aufgebaut. 
»Résistance et Sabotage« ist die Tageslosung. 
Die Solidarität verbreitert sich, Ärzte in der 
Region erklären öffentlich mit Bildern aus 
ihrer Behandlungspraxis die Folgen des Ein-
satzes von Waffen und Chemikalien für die 
demonstrierenden BesetzerInnen. Der Innen-
minister hat die Widerständigen von Nôtre 
Dame des Landes eine »Kyste« – ein Geschwür 
– genannt, das entfernt werden müsse. Mit 
dieser Wortschöpfung knüpft er direkt an 
Sarkozy an, der die jugendlichen Widerstän-
digen in den Vororten der Städte als 
»Racaille« – als Gesindel – bezeichnet hatte. 
Bei den Demonstrierenden gibt es seitdem 
eine neue Parole auf den Transparenten: 
»Geschwüre aller Länder, vereinigt euch!« 
Hieß es in den 70/80er-Jahren noch: »Tous 
au Larzac – Alle auf den Larzac«, so heißt es 
heute: »Tous pour nôtre dame des landes – 
Alle für nôtre dame des landes«.2

Schließen wir mit Walter Benjamins Frage 
nach dem revolutionären Weg: 

»Marx sagt, die Revolutionen sind die 
Lokomotiven der Weltgeschichte. Aber viel-
leicht ist dem gänzlich anders. Vielleicht sind 
die Revolutionen der Griff des in diesem Zug 
reisenden Menschengeschlechts nach der 
Notbremse.«

Im Internet ist eine eindrückliche Dokumenta
tion des Widerstands gegen den geplanten Flug-
hafen zu finden: »Nôtre Dame des Luttes«, 
Jean-Francois Castell, 52 Minuten:
www.youtube.com/watch?v=_Z0mfkeGp34

*  »On lâche rien« (»Wir lassen nicht locker«), so der 
Titel eines Songs der Gruppe »HK & Les Saltimbanks« 
von der aktuellen CD »Les Temps Modernes«, der zur 
Hymne der Occupy-Bewegung in Frankreich, Spanien 
und Quebec wurde. Siehe: www.youtube.com/
watch?v=x6_7Mbp76jU

Anmerkungen:
1	 Der »Front de Gauche« ist eine linke Wahlplattform, 

die aus drei Parteien besteht: Gauche Unitaire, Parti 
de gauche und Parti communiste français

2	 Wer mehr erfahren möchte, dem sei der wunderbare 
Film über die Auseinandersetzung auf dem Larzac von 
Christian Rouaud empfohlen.
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des Frankfurter Bankenviertels. Die 
Aktionstage nahmen so einen ganz 
anderen Verlauf als jenen, den das 
»Blockupy-Bündnis« aus globalisie-
rungskritischen und bewegungslinken 
Gruppen, Occupy-AktivistInnen, 
GewerkschafterInnen und Mitglie-

dern der Linkspartei im Vorfeld 
ersonnen hatte. Drastische Einschrän-
kungen der Bewegungs- und Ver-
sammlungsfreiheit waren der Preis, 
den hessische Politik und Ordnungs-
behörden zu zahlen bereit waren. 
Zwar überlagerte der Streit um 
Grundrechte so das ursprüngliche 
politische Anliegen; trotzdem mar-
kierte Blockupy einen Fortschritt in 
den Versuchen der Linken in Deutsch-
land, in den Protesten gegen das euro-
paweite Spardiktat mitzumischen.
Inzwischen sind Vorbereitungen für 
einen zweiten Anlauf im Gange. Das 
Blockupy-Bündnis ruft für den 31. 
Mai und 1. Juni 2013 erneut zu Akti-
onen und einer Großdemonstration 
in Frankfurt auf. Passend zur Mobili-
sierungsphase ist jetzt, herausgegeben 
und verlegt vom globalisierungskriti-
schen Netzwerk attac, ein aufwändig 
gestalteter Band zur Dokumentation 
und Auswertung der vergangenen 
Aktionstage erschienen. Neben ver-
schiedenen Texten aus dem gesamten 
Spektrum der InitiatorInnen umfasst 
er zahlreiche großformatige Fotos. 
Aus dem Ankündigungstext: »Trotz 

aller nüchternen inhaltlichen Ausein-
andersetzung ist der Band emotional 
geraten; die Schrecken der allgegen-
wärtigen Polizeipräsenz, die Atmo-
sphäre der Willkür, das Moment der 
Hilflosigkeit, aber auch kleine und 
große Siege, überraschend fröhliche 
Augenblicke und die Stärke der groß-
artigen Abschlussdemonstration – 
alle Höhen und Tiefen dieser Tage 
sind in diesem Buch zu finden.«

Beiträge u.a. von: Attac, ums Ganze!-
Bündnis, Interventionistische Linke, 
Occupy, ver.di, »Die Linke«, No Troi-
ka-Bündnis, Grüne Jugend, Griechi-
sches Komitee für ein Schuldenaudit, 
Attac Norwegen

Information & Bezug: attac: »Blok-
kupy – Europäischer Widerstand in der 
demokratiefreien Zone«, Attac Träger-
verein 2012, 180 Seiten, 14,95 Euro, 
ISBN 978-3981321425, zu beziehen 
über www.shop.attac.de 

Der arabische Frühling als 
Aufbruch der ArbeiterInnen

Neues aus der Ränkeschmiede – Jenseits 
von Jasmin und anderen Bürgerrechts-
Duftmarken 

Verfolgt man hierzulande die massen-
mediale Berichterstattung zu den 
Entwicklungen in Tunesien und 
Ägypten seit dem so genannten arabi-
schen Frühling, scheint der Drops 
schon fast gelutscht: Nach einem kur-
zen Aufblitzen von Emanzipations- 
und Demokratisierungshoffnungen 
scheint den gröbsten Anforderungen 
bürgerlicher Grundrechte Genüge 
getan, den Rest erledigt der sattsam 
bekannte Gott des neoliberalen Sach-
zwangs Hand in Hand mit islamisti-
schen Reaktionären. Wie unvollstän-
dig dieses Bild ist, zeigt eine von dem 
TIE-Mitarbeiter Michael Fütterer 
erstellte Broschüre, die die deutlich 
längere Geschichte der ArbeiterIn-
nen- und Frauenbewegungen in den 
beiden Ländern in den Mittelpunkt 
rückt. Der soziale Widerstand war ein 
wichtiger Faktor im Vorlauf der 

Revolten von 2010 und 2011. Inwie-
fern es diesen großen emanzipatori-
schen Bewegungen in Zukunft 
gelingt, den Lauf der Dinge zu beein-
flussen oder zu bestimmen, ist noch 
längst nicht ausgemacht – wenn man 
den Boden mythologisierender Deu-
tungen verlässt, wie es diese Broschü-
re tut.
Sie umfasst Texte zu Geschichte und 
Situation von Ägypten und Tunesien 
und zur ArbeiterInnen- und Frauen-
bewegung in den beiden Staaten. 
Ergänzt werden sie um Interviews mit 
einem Historiker und verschiedenen 
AktivistInnen.

Information & Bezug: Michael Füt-
terer: »Ein Aufbruch der ArbeiterIn-
nen. Der Arabische Frühling in Tunesi-
en und Ägypten«, Ränkeschmiede Nr. 
21, hrsg. von AFP e.V./tie – Internatio-
nales Bildungswerk e.V., Dezember 
2012, 52 Seiten. 
Die Broschüre kann für 5 Euro zzgl. 
Porto bestellt werden bei: tie – Interna-
tionales Bildungswerk e.V., Heidestr. 
131, 60385 Frankfurt, Telefon: (069) 
977 60 666, info@tie-germany.org. 

	D ienst je nach Wetter – 
Software macht’s möglich

Der Konzern Walmart ebnete in den 1990er 
Jahren mit Ladenöffnungszeiten rund um die 
Uhr und intensivem Einsatz von Teilzeitkräf-
ten den miesen Dienstplänen den Weg. Ket-
ten wie Jamba Juice (Fastfood), Pier One 
(Möbel) und Aéropostale (Bekleidung) benut-
zen inzwischen eine Software, die die Schich-
ten in Viertel(!)stunden-Häppchen zerhackt. 
Diese Software bezieht in ihre Prognose der 
Kundenströme laufend auch aktuelle Daten 
aus Wettervorhersage und Verkaufszahlenaus-
wertung mit ein, so dass Planänderungen in 
letzter Minute nichts Ungewöhnliches  
mehr sind.

Die Konsequenzen sind tiefgreifend. In 
einer 2011 durchgeführten Umfrage bei 436 
New Yorker Einzelhandelsbeschäftigten hat-
ten 70 Prozent keine Ahnung, wie ihr 
Schichtplan für die nächste Woche aussehen 
würde. Nur 17 Prozent hatten laut einer Stu-
die der City University of New York (CUNY) 
und des RAP einen festen Einsatzplan. Viele 
wussten frühestens zwölf Stunden im Voraus, 
wann oder ob sie arbeiten würden. Von 20 
Prozent der Befragten erwartete der Arbeitge-
ber »immer oder häufig«, am Vorabend oder 

zu Beginn des Arbeitstages telefonisch anzu-
fragen, ob sie im Plan stehen.

Die Software verwehrt es den Beschäftigten 
auch, einen zweiten Job anzunehmen, indem 
sie ihnen Stunden streicht, wenn sie einmal 
nicht verfügbar waren. Das kann existenzielle 
Konflikte verursachen: »Wenn Du Dich für 
die Familie oder die Gesundheit entscheidest, 
könntest Du Deinen Job verlieren«, fasst 
Organizerin Ademola Oyefeso von den Retail 
Workers in New York zusammen.

Beratungsfirmen preisen die schöne neue 
Flexibilität als Methode der Unterwerfung 
von ArbeiterInnen. So verrät Einzelhandels-
berater Burt P. Flickinger III der New York 
Times: »Viele Teilzeitbeschäftigte spüren einen 
massiven Wettbewerbsdruck. Während ihrer 
begrenzten Stunden arbeiten sie sehr hart, um 
Eindruck auf die Manager zu machen, damit 
diese ihnen mehr Stunden geben.« Eine 
Arbeiterin beim Bekleidungseinzelhändler 
Club Monaco berichtet im Rahmen der 
erwähnten CUNY-Studie: »Unsere Verkäufe 
werden erfasst. Und Du weißt: Wenn Du 
unter einer bestimmten Marke bleibst, 
bekommst Du nächste Woche keine Stun-
den.« »Wir werden nach Stunden bezahlt, 
aber wir rackern uns ab, als würden wir auf 
Kommission verkaufen«, schildert eine andere 
Beschäftigte das System von Club Monaco.

	»Weil sie es so wollen«

Die Arbeitgeber behaupten, die Beschäftigten 
wollen Teilzeit arbeiten, um zu studieren oder 
Kinder großzuziehen. Dabei macht ihre For-
derung an die ArbeiterInnen, ständig verfüg-
bar zu sein, jegliche Absprache über Kinder-
betreuung, jede Kursteilnahme sowie generell 
eine normale Lebensplanung unmöglich.

Tatsächlich wuchs die Zahl der unfreiwilli-
gen Teilzeitbeschäftigten zwischen 2006 und 
2010 von 644 000 auf 1,5 Mio. »Dieses explo-
sive Wachstum von Teilzeitverträgen geht 
nicht auf eine freie Entscheidung der Arbeite-
rInnen zurück«, resümiert der CUNY-Bericht.

Neun US-Bundesstaaten schreiben gesetz-
lich einen Anwesenheitslohn vor: Wenn 
Beschäftigte zur Arbeit kommen, ihre Schicht 
dann aber gekürzt oder gestrichen wird, müs-
sen sie dennoch für eine festgelegte Mindest-
stundenzahl bezahlt werden. In New York 
haben sie Anspruch auf die Bezahlung von 
vier Stunden, auch wenn sie tatsächlich kür-
zer arbeiten.

Das Retail Action Project informiert mit 
einer Broschüre zur Arbeitszeiterfassung über 
diese gesetzliche Regelung. Es macht den 
ArbeiterInnen Mut, ihren Anwesenheitslohn 
zu verlangen, und empfiehlt ihnen, die gear-
beiteten Stunden aufzuschreiben – mit 

denen man sonst schnell durcheinander 
kommt, wenn sich die Pläne jeden Tag 
ändern –, um sicher zu gehen, dass sie kor-
rekt bezahlt werden.

	S ozialversicherungs-
leistungen umgehen

Die Praktiken der Arbeitszeitplanung ver-
schärfen zudem das Problem der Krankenver-
sicherungslücken. Die Schichtplanungssoft-
ware von Walmart warnt die Manager, wenn 
Beschäftigte sich einer Stundenzahl nähern, 
ab der sie Anspruch auf eine Krankenversi-
cherung hätten. Nur 29 Prozent der Befrag-
ten der CUNY-Studie erhielten entsprechen-
de Leistungen. Wie Evelin Cruz, Aktivistin 
bei Our Walmart, berichtet, fordert die 
Gruppe das Unternehmen auf, »eine bezahl-
bare Krankenversicherung zur Verfügung zu 
stellen, damit wir nicht auf Medicaid1 
zurückfallen, obwohl wir einen Job haben.«

Perverse Anreize in der neuen Bundesge-
setzgebung zur Krankenversicherung werden 
Arbeitgeber vermutlich dazu veranlassen, den 
Anteil der Teilzeitjobs noch zu erhöhen. 
Denn ab 2014 müssen Arbeitgeber mit über 
50 Beschäftigten, die den Vollzeitbeschäftig-
ten (über 30 Wochenstunden) keine adäquate 
Krankenversicherung bieten, eine Strafe von 
2 000 Dollar pro ArbeiterIn bezahlen.

Der Konzern Darden Restaurants, dem die 
Restaurantketten Red Lobster, Olive Garden 
und Capital Grille gehören, hat bereits ange-
kündigt, den Anteil der Teilzeitbeschäftigten 
in Reaktion auf dieses Gesetz erhöhen zu wol-
len. Dabei arbeiten schon jetzt drei Viertel 
der Darden-Beschäftigten Teilzeit. Auch John 
Schnatter, Chef von Papa John’s Pizza, hält es 
für wahrscheinlich, dass seine Franchiseunter-
nehmen Stunden kürzen werden, um die Ver-
sicherung zu umgehen.

	Schwarzer Freitag2

Letztes Jahr öffnete Walmart seine Läden um 
20 Uhr am Abend von Thanksgiving. Dieses 
Jahr ziehen Target, Toys R Us und Sears nach. 
»Im Wesentlichen bedeutet das, dass Thanks-
giving für hunderttausende ArbeiterInnen 
ausfallen wird«, beklagt Dan Schlademan, 
Organizer des Projekts Making Change at 
Walmart bei den Food and Commercial Wor-
kers, »da sie die Läden für den Verkauf vorbe-
reiten müssen.« Die ruinierten Feiertage, sagt 
er, haben dem Organizing von OUR Walmart 
im letzten Jahr einen Schub gegeben.

Rund 160 Beschäftigte legten letzten 
Monat im Rahmen eines eintägigen Streiks 
gegen ungerechte Beschäftigungspraktiken in 

Läden in Dallas, Seattle, Washington D.C., 
Miami, Sacramento und Los Angeles die 
Arbeit nieder. 200 machten sich zur Walmart-
Zentrale in Arkansas auf, anstatt zur Arbeit zu 
gehen.

Sie kreisten Manager David Scott ein und 
bildeten im Stil von Occupy Wall Street ein 
»Volksmikrofon«, um ihrer Botschaft Gehör 
zu verschaffen. »Wir sind hier, weil wir nicht 
genug Stunden bekommen«, skandierten sie. 
»Wir sind hier, weil wir nicht für unsere 
Familien sorgen können.« Die ArbeiterInnen 
forderten Walmart auf, die Schikanen gegen 
ihre Gruppe zu beenden, aber diese dauern 
laut Schlademan an. Seit den Aktionstagen 
wurden Mitgliedern der Gruppe die Stunden 
gekürzt, und etliche wurden gefeuert.

Nun sprechen sich Mitglieder von OUR 
Walmart dafür aus, die Läden am Black Friday 
gewaltlos zu stören, durch Aktionen und wei-
tere Arbeitsniederlegungen. Jobs with Justice 
und Occupy haben vor, mit den Beschäftigten 
Flugblätter zu verteilen und zu demonstrie-
ren. »Wir werden darauf bestehen, dass diese 
Probleme gelöst werden«, sagt Colby Harris, 
der bei Walmart in Dallas beschäftigt ist. »Sie 
können uns nicht ignorieren.«

Cory Parker und seine KollegInnen in 
Tupelo hatten am 8. November noch keine 
Dienstpläne für Thanksgiving bekommen. 
»Keiner weiß, womit er an diesem Tag zu 
rechnen hat«, sagt er, denn die Manager in 
seinem Laden wissen nicht, wie viele Leute 
die Arbeit niederlegen werden.

Quelle: Labor Notes, Dezember 2012
Übersetzung: Anne Scheidhauer,

 TIE Bildungswerk e.V.

*  Jenny Brown ist Redakteurin der Labor Notes. 
jenny@labornotes.org.

Anmerkungen:
1	 Medicaid ist die zusammenfassende Bezeichnung für 

staatlich finanzierte Programme auf Bundes- und auf 
Bundesstaatenebene, mit denen eine basale Gesund-
heitsversorgung für ›einkommensschwache‹ Teile der 
US-Bevölkerung gewährleistet werden soll. (Anm. 
d.Ü.)

2	 Black Friday (nicht zu verwechseln mit dem Tag des 
Börsencrashs im Jahre 1929) wird in den USA der 
Freitag nach Thanksgiving genannt. Da Thanksgiving, 
das höchste Familienfest des Jahres, immer auf den 
vierten Donnerstag im November fällt, gilt der darauf-
folgende Black Friday als Start in ein traditionelles 
Familienwochenende und als Beginn der Weihnachts-
einkaufssaison. Die meisten Amerikaner haben an die-
sem Tag Urlaub und nutzen diesen für erste Weih-
nachtseinkäufe, entsprechend groß sind die Umsätze in 
den Geschäften. Viele Läden und Handelsketten öffnen 
schon in den frühen Morgenstunden – bislang übli-
cherweise um fünf Uhr – und bieten Sonderangebote, 
Rabatte und Werbegeschenke. Deshalb warten viele 
Menschen nachts in langen Schlangen vor den Geschäf-
ten, um Schnäppchen zu ergattern. Seit 2005 werden 
in den USA am Black Friday die höchsten Umsätze des 
Jahres erzielt. (Anm. d.Ü.; Quelle: wikipedia)

Fortsetzung von Seite 15 oben 
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Ist der Eindruck falsch? Es ist still geworden 
um die pazifistische Friedens- und Konflikt-
forschung. Liegt das daran, dass die Disziplin 
im Zuge ihrer akademischen Etablierung 
ihren politisch-pazifistischen Impetus verlo-
ren und sich zu einer zunehmend zahnlosen 
Institutionenkunde oder aber zur Legitima
tionswissenschaft für die Außenpolitik ge-
wandelt hat? Oder ist der Eindruck nur ent-
standen, weil die von den Medien erzeugte 
Öffentlichkeit kaum noch Notiz von der 
Kärrnerarbeit jener Menschen nimmt, die 
sich seit Jahrzehnten der Kriegslogik widerset-
zen und nach immer neuen Wegen und Kon-
zepten suchen, einer friedlichen und zivilen 
Konfliktbewältigung Chancen zu eröffnen? – 
Und wie verhalten wir uns gegenüber der tag-
täglichen Kriegsberichterstattung und den 
moralischen Nötigungen, die durch die Bilder 
und Berichte auf uns einwirken? Wer stellt 
noch diese Frage und hat den Mut zu einer 
entschiedenen Antwort?

Wer die Erinnerungen von Andreas Buro, 
die »Lebenserinnerungen eines streitbaren 
Pazifisten« liest, kann nachvollziehen, wie 
schwer es ist, sich dem Naheliegenden zu ent-
winden. Der Pazifismus, der Andreas Buro 
auszeichnet, ist keine moralische Haltung, 
mit der er aufgewachsen ist und der er glau-
benstreu sein Leben lang gefolgt ist. Es ist ein 
Pazifismus, der aus politischer Erfahrung und 
begriffener Geschichte herausgearbeitet wur-
de. Ein Lebensweg durch eine Welt wird 
beschrieben, in der kaum etwas als selbstver-

ständlich angesehen werden kann, in der ein 
Hin- und Hergerissen-Werden nach immer 
neuen Entscheidungen drängte, ein Lebens-
weg, der dann letztlich diesen Andreas Buro 
so hat werden lassen, wie ihn viele heute ken-
nen: ein unbeugsamer Kopf in der deutschen 
Friedensbewegung, ein Mann, dessen Stimme 
und Argumente ein großes Gewicht haben, 
obwohl er sich doch immer eher der leisen 
Töne bediente.

Andreas Buro gibt Einblick in sein Leben. 
Seine Erinnerungen sind geradezu Material 
für das, was man »soziales Lernen« in einem 
umfassenden Verständnis nennen könnte. Er 
offenbart Privates, das viele seiner Wegbeglei-
ter, die meinten, ihn gut zu kennen, wahr-
scheinlich hier zum ersten Mal erfahren. War 
es das »gute Leben«, von dem heute so viele 
billig reden, das uns hier in einer Bilanz 
beschrieben wird? Es war ein erfülltes Leben 
an den historischen Fronten seiner Zeit, von 
ungebrochener Hoffnung getragen und von 
der ständigen Gefahr des Scheiterns begleitet.

Andreas Buro, 1928 in Berlin geboren, 
stammt aus einer bürgerlichen Familie, die 
ihm einen gänzlich anderen Lebensweg vorge-
zeichnet hat als diesen, auf den er nun 
zurückblicken kann. Er ist geprägt durch die 
Erfahrungen, die Buro als Jugendlicher noch 
im Kriege machen musste, in der militäri-
schen Gemeinschaft einer Ritterakademie 
und als fünfzehnjähriger Flakhelfer im Kriegs-
einsatz. Frühe Tagebuchaufzeichnungen 
geben bedrückende Einblicke in das Leben 

eines Jugendlichen, der in den Sog des Militä-
rischen geraten und der Faszination von 
Ruhm und Ehre erlegen ist. In die Nach-
kriegszeit führen »unsichere Schritte« und ein 
für uns heute geradezu unverständliches 
Bedürfnis, »Deutschland wieder stark und 
groß zu machen«. Dies sei hier erwähnt, um 
den weiten Weg zu markieren, den Andreas 
Buro vom Pimpf und Flakhelfer zum angese-
henen kritischen Politikwissenschaftler und 
unermüdlichen Aktivisten in der Friedensbe-
wegung zurückgelegt hat. 

Er wird Waldarbeiter, studiert zuerst an der 
Humboldt-Universität in Berlin und dann 
Forstwirtschaft in Eberswalde, erträgt ein 
Berufsverbot in der DDR und beginnt eine 
Karriere in der Industrie und in der Holzfor-
schung. Seine beruflichen Wege führen in 
den Westen. Bei seinem behutsamen Suchen 
nach einem politischen Engagement ent-
flammt in ihm seine erste große Liebe. Die 
gegenseitige Zuneigung ist hier in Gedichten 
nachzulesen, die eine eigene Veröffentlichung 
wert wären – wie übrigens auch andere 
Gedichte, die in diesem Buch zu finden sind. 

Die Zeit des beginnenden politischen 
Engagements ist die Zeit, die Andreas Buro 
selbst als sein »Doppelleben« bezeichnet. 
Über die »Internationale der Kriegsdienstgeg-
ner« findet er 1960 zum Ostermarsch. Der 
politische Kampf gegen die Atombewaffnung 
hatte damals eine breite Unterstützung 
gefunden. Es war vor allem ein moralischer 
Protest, der die Menschen auf die Straße 

trieb. Und so sah 
sich Buro auch 
selbst: »Nicht als 
Systemgegner, 
sondern system-
bejahend habe 
ich mich in die 
Arbeit gegen die 
Atomwaffen 
begeben« (S. 97). 
Es ist ein großes 
Verdienst dieses 
Buches, die 
damals begin-
nende Friedens-
bewegung als 
eine Bewegung 
tiefgreifender 
Lernprozesse und 
auch sein eigenes 

Lernen biographisch als Teil dieses Prozesses 
zu beschreiben. Sehr schnell hat sich das 
Aktionsfeld für Andreas Buro ausgeweitet. 
Friedenspolitik bekam durch internationale 
Kooperationen neue Dimensionen. Bis zu 
den letzten Seiten dieses Buches wird von 
den Schauplätzen und Lernorten berichtet, 
auf denen sich dieses bewegte Leben abspielte 
– politisch, wissenschaftlich und ganz per-
sönlich. 

Es mag so manchen Leser überraschen, 
dass die Darstellung dramatischer politischer 
Entwicklungen manchmal abbricht und das 
Familiäre in den Vordergrund tritt. Biogra-
phien sind der Ort, an dem aufgezeigt werden 
kann, wie im Leben eines Menschen, der als 
Exponent einer großen Bewegung wahrge-
nommen wird, das Politische von »Privatem« 
durchwirkt ist, von dem wir uns oft viel zu 
wenig gegenseitig mitteilen. In diesem Buch 
erfahren wir so manches über einen Andreas 
Buro, der viel Kraft und menschliches Vermö-
gen auch für seine Familie aufgebracht hat. 

Übergänge werden beschrieben, persönli-
che und politische. Andreas Buro beginnt ein 
weiteres Studium, das der Politikwissenschaft. 
Er wird Hochschullehrer in Frankfurt und 
konzentriert sich auf die Friedens- und Kon-
fliktforschung. In der internationalen Arena 
bewegt er sich als Wissenschaftler, als politi-
scher Berater, als Lernender und Suchender 
bis in die heutigen Tage hinein. Vietnam, der 
Nahe Osten, Jugoslawien, Afghanistan, die 
Türkei, es gibt kaum eine Region dieser durch 
Kriege geschundenen Welt, auf die sich And-
reas Buro nicht analytisch und friedensden-
kend eingelassen hätte. Das kam allen Politik-
feldern zugute, in denen er eine politisch 
gestaltende Rolle übernommen hat: Nach 
dem Ende der »Kampagne für Demokratie 
und Abrüstung« war es das Sozialistische 
Büro, danach das Komitee für Grundrechte 
und Demokratie, dessen friedenspolitischer 

Lieber Umwege als Sackgassen
Edgar Weick über die Lebenserinnerungen von Andreas Buro

Andreas Buro: »Gewaltlos gegen 
Krieg. Lebenserinnerungen eines streit-

baren Pazifisten«, Verlag Brandes & 
Apsel, Frankfurt a. M. 2011, 325 Sei-

ten, 24,90 Euro, ISBN 978-
3860997093

Leserbrief zu Joachim 
Hirsch: Bricht der Kapita-
lismus zusammen?

in: express 12/2012

Liebe Redaktion, 
zum x-ten Male wird einer linken 
Öffentlichkeit erklärt, dass der Kapi-
talismus sich nicht selbst abschafft. 
Wer hätte das gedacht … und vor 
allem, wer hätte das jemals behaup-
tet? Es hört einfach nicht auf! Fällt 
das Reizwort »Zusammenbruch«, 
dann spult eine bestimmte Sorte lin-
ker Theoretiker gebetsmühlenartig 
die gleiche Leier ab.
Wer sich etwas auskennt, der weiß, 
dass weder Rosa Luxemburg noch 
Henryk Grossmann, diese beiden 
wohl bekanntesten »Zusammen-
bruchstheoretiker«, mit einem öko-
nomischen Zusammenbruch die 
»Selbstabschaffung des Kapitalismus« 
verbanden. Mir ist auch nicht 
bekannt, dass Robert Kurz mit seiner 
Theorie einer »finalen Krise« das 
jemals behauptet hätte. Warum also 
ständig dieses Spielchen?

Da wollen uns Leute auf den Weg der 
Reformen einschwören, die diesen 
Zusammenbruch vermeiden sollen, 
den Kapitalismus sozusagen in sanfte-
res Fahrwasser überführen. Galt noch 
bis vor wenigen Jahren allein die 
Annahme einer Krise, die ökonomi-
schen Zusammenbruch der Kapital-
akkumulation bedeutet, für ausge-
machte linksradikale Spinnerei, so 
stellt man sich jetzt mehr oder weni-
ger gezwungenermaßen den Tatsa-
chen. Die versuchte Orientierung 
und Konzentration auf reparierenden 
Sozialreformismus aber bleibt beste-
hen! (…) Am Schluss stehen dann oft 
so denkwürdige Sätze wie dieser von 
Joachim Hirsch:
»Angesichts dessen lohnte es sich viel-
leicht, mal wieder genauer darüber 
nachzudenken, ob er wirklich die bes-
te aller denkbaren gesellschaftlichen 
Ordnungen ist.«
Aber »es lohnt« (?) sich halt nur »viel-
leicht«! Tatsächlich offenbar nicht. 
Entweder denkt der Mann nicht dar-
über nach oder er verheimlicht seine 
tollen, möglicherweise sogar »genaue-
ren«, Gedanken! Und auf diese Weise 

betreibt man »self-fullfilling prophe-
cy«. So nämlich kann eine tiefe Krise 
niemals zur Grundlage für Bestrebun-
gen der Lohnabhängigen werden, den 
Kapitalismus abzuschaffen. Entweder 
diese Leute wollen gar keine Über-
windung des Kapitalismus, oder aber 
sie selbst sind es, die auf »Selbstab-
schaffung« hoffen. Anderenfalls wür-
den sie es nicht bei solchen Schluss-
sätzen belassen. (Die müssten verbo-
ten werden…)
Wer also wirklich den Kapitalismus 
abschaffen will, muss mit einem öko-
nomischen Zusammenbruch – eini-
ges dazu hab ich ja schon gesagt – als 
einer notwendigen objektiven Bedin-
gung rechnen. Er muss – sich vorbe-
reitend – praktisch-programmatisch 
an einem konkreten Konzept des 
Übergangs zu einer Gesellschaft 
arbeiten, die in Produktion und 
Reproduktion folgendes realisiert:
•	 Gemeineigentum statt Privatei-
gentum 
•	 gesellschaftliche Kooperation statt 
Konkurrenz 
•	 Selbstbestimmung in Selbstverwal-
tung statt Fremdbestimmung durch 

Kommando über fremde Arbeitskraft 

Das erfordert keine andere »Wirt-
schafts- und Sozialpolitik«, sondern 
die Aktivität der großen Masse der 
Menschen selbst, ferner die Rücknah-
me der vom Staat wahrgenommenen 
gesellschaftlichen Funktionen in und 
durch die Gesellschaft (auf Basis einer 
»Selbstregierung der Kommunen« – 
wie es Marx im »Bürgerkrieg in 
Frankreich« nannte) und die Beseiti-
gung des politischen Charakters der 
öffentlichen Gewalt. Wer darüber 
heute nicht sprechen will, hat keine 
Perspektive sozialer Emanzipation zu 
bieten. Der sorgt im Übrigen selbst 
dafür, dass – wenn die Situation da 
und die Möglichkeit gegeben ist – es 
zu keiner sozialen Umwälzung kom-
men kann, der Kapitalismus nicht 
abgeschafft wird.
Man kann so etwas auch konkreter 
diskutieren. Dazu muss es überhaupt 
mal an- und ausgesprochen werden. 
Aber, wie ich mittlerweile weiß, ist 
der »Staatssozialismus« – in welcher 
Form auch immer – in den Köpfen 
der Leute wohl die größte Barriere 

dafür. Da setzt man vor allem auf 
andere »Wirtschafts- und Sozialpoli-
tik« einer zentralisierten Staatsmacht.
Die Perspektive sozialer Emanzipa
tion liegt darin, dass Belegschaften 
beginnen – wie jetzt in einer Bau-
stofffirma in Griechenland (zu Vio-
mihaniki Metalleutiki s. in dieser 
Ausgabe S. 14) – den Betrieb zu 
besetzen und ihn in Selbstverwaltung 
weiter zu führen. Die Perspektive 
sozialer Emanzipation liegt im 
Widerstand gegen Privatisierung, im 
Kampf um Kommunalisierung und 
Demokratisierung wie jetzt in der 
europäischen Initiative gegen die Pri-
vatisierung der Wasserwirtschaft. 
Dazu schreibt ein Kommentator der 
FR vom 12. Februar 2013:
»Auf lokaler Ebene verstehen die 
Menschen sehr wohl, worauf es 
ankommt. Auf Autonomie und 
Selbstbestimmung – nicht nur beim 
Wasser«.

Herzliche Grüße 
Robert Schlosser

Fortsetzung auf Seite 20 
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Sprecher Buro heute noch ist. In dieser Arbeit 
ist er zum konsequenten Pazifisten geworden.

So sehr diese Biographie das persönliche 
Leben in der Geschichte der Zeit und gegen 
die herrschenden Kräfte dieser Zeit be- 
schreibt, es ist kein Geschichtsbuch. Es ist ein 
Buch, das die Anstrengungen immer neuer 
Realitätsbewältigungen thematisiert, sowohl 
in der internationalen Politik als auch in sei-
ner allernächsten Nähe. So stehen nebenein-
ander die Blockaden in Mutlangen, die Arbeit 
an der Universität, das Engagement für Men-
schen in einem Flüchtlingsheim, neue per-
sönliche Beziehungen, internationale Konfe-
renzen, die Auseinandersetzungen mit den 
Befürwortern militärischer Interventionen auf 
dem Balkan. Ein wichtiges Kernstück dieses 
Buches ist die Kritik der »humanitären militä-
rischen Interventionen«, in gewissem Sinne 
eine friedenspolitische Bilanz. 

Andreas Buro denkt am Ende seines 
Buches über zwei Zukunftsszenarien nach: 
über eine zunehmende Militarisierung und 
Entdemokratisierung der Staaten mit den 
entsprechenden Folgen einerseits und über 
eine Entwicklung verstärkter Dialogbereit-
schaft und Kooperation vor dem Hintergrund 
wachsender Kosten und Risiken militärischer 
Machtpolitik andererseits. Sehr vorsichtig 
wird eine Hoffnung ausgesprochen: »Mich 
plagt so die Frage, was die Friedensbewegung 
beitragen kann, um die Tendenzen in Rich-
tung des zweiten Szenariums zu verschieben. 
Mit dem Bemühen um die Entfaltung ziviler 
Konfliktbearbeitung arbeiten wir sicher in 
diesem Sinne.« (S. 315) 

In einem sehr schönen Brief an seinen 
Freund Volker Böge, mit dem das Buch noch 
einmal einen nachdenkenden Abschluss fin-

det, verwendet Andreas Buro selbst das Wort 
»Puzzleteile« für seine Autobiographie. Das ist 
zu bestätigen.

	Nachtrag

Für den express1 muss den »Puzzleteilen« zu 
dieser Lebenserinnerung noch ein weiteres 
hinzugefügt werden, das auf den entsprechen-
den Seiten seines Buches nicht zu finden ist. 
Andreas Buro wird ihm die nötige Bedeutung 
nicht zugemessen haben. Nach Auffassung 
des Rezensenten sollte aber hier doch an die-
sen geradezu beispiellosen Vorgang erinnert 
werden. Er belegt, wie mit einem streitbaren 
Pazifisten vor gar nicht so langer Zeit im Mei-
nungsstreit umgegangen wurde, um ihn poli-
tisch, intellektuell und menschlich mundtot 
zu machen. 

Andreas Buro hatte sich mit einem länge-
ren Artikel, der am 8. September 1995 in der 
Frankfurter Rundschau unter dem Titel »Acht 
Säulen, um darauf den Frieden zu stellen« 
veröffentlich wurde, an der Debatte um eine 
militärische Intervention im Bosnien-Krieg 
beteiligt. Damals hatte sich Joschka Fischer, 
der zu dieser Zeit einer der Sprecher der Frak-
tion »Bündnis 90/Die Grünen« im Bundestag 
war, in einem Grundsatzpapier für eine mili-
tärische Intervention zum Schutz der Zivilbe-
völkerung ausgesprochen. Andreas Buro 
bezeichnet in diesem Artikel diesen grauen-
vollen Krieg als »einen ganz normalen Krieg 
mit allen kriegsüblichen Grausamkeiten«, er 
untersucht die Gefahren, die bei einer Eskala-
tion drohen, und prüft die »humanitären« 
Begründungen für militärische Einsätze. Vor 
diesem Hintergrund entfaltet er ein differen-
ziertes Instrumentarium einer zivilen und 
pazifistischen Konfliktbearbeitung und Kon-

fliktbewältigung. Er weiß, wovon er spricht 
und ist sich durchaus bewusst, welche Energie 
aufgebracht werden müsste, um erfolgreich 
einen solchen Weg einzuschlagen. Er schreibt 
am Ende seiner Skizze, die ja ein Beitrag zu 
Klärung geradezu existentieller Fragen einer 
weltweiten Friedenspolitik ist: »Auf diesem 
schwierigen Weg werden wir stets von Trauer 
und Empörung über das Morden in Europa 
und der Welt heimgesucht sein. Niemand 
wird es schnell überwinden können. Darum 
müssen wir die Spannung aushalten zwischen 
unserem Wunsch, das Grauenhafte sogleich 
zu stoppen, und unserer Verantwortung, 
einen zukunftsträchtigen Weg zu bauen. Auf 
ihm ist die humanitäre Hilfe die einzige 
Erleichterung.«

Zu diesem Artikel erscheint am 16. Sep-
tember 1995 ein Leserbrief von Micha Brum-
lik unter der Überschrift: »Entschuldigung 
für jeden denkbaren Völkermord«. Brumlik 
interessiert sich überhaupt nicht für die 
gedanklich diffizile und von erheblichen 
moralischen Skrupeln gekennzeichnete Skiz-
ze. Er schreibt: 

»Der Völkermord bosnischer Serben an 
bosnischen Muslimen hat die letzten Illusio-
nen über die deutsche Friedensbewegung 
zerstört, die in Gestalt von Andreas Buro 
nicht nur ihren längst bekannten politi-
schen, sondern jetzt auch ihren ethischen 
Bankrott erklärt hat (FR, 8. September 1995 
»Acht Säulen, um darauf den Frieden zu stel-
len«). Indem dieser Autor den Tod irakischer 
Soldaten in Folge kriegerischer Handlungen 
der von den UN ermächtigten Streitmacht 
im Golf-Krieg mit der Selektion und 
Ermordung wehrloser muslimischer Männer 
durch eine bosnisch-serbische Soldateska 
gleichsetzt, hat er die Basis jeder zivilisier-
ten, rechtlichen Argumentation verlassen. 

Indem Buro das bewußte Erschießen wehr-
loser Zivilisten – muß man ihn daran erin-
nern, daß auch das Ermorden von Kriegs-
gefangenen völkerrechtlich nicht zulässig 
gewesen wäre – als ganz ›normale‹ Kriegs-
handlung bezeichnet, tut er nichts anderes 
als Ernst Nolte, der die nationalsozialistische 
Judenverfolgung als mindestens verständli-
che deutsche Kriegshandlung bewertet. Die 
Gleichsetzung von wirklichen Kombattanten 
hier und wehrlosen Zivilisten als möglichen 
Kombattanten dort stellt nichts anderes 
dar als eine Entschuldigung für jeden denk-
baren Völkermord. Mit Vertretern dieser 
Position gibt es nichts mehr zu diskutieren: 
Sie erweisen sich nicht nur als der Differen-
zierung unfähig, sondern auch moralisch 
als unzurechnungsfähig.«

Für die Friedens- und Konfliktforschung 
ist dieser Leserbrief ein Dokument, das nicht 
in den Zeitungsarchiven verschwinden darf. 
Es ist ein Dokument der intellektuellen Waf-
fen, mit denen offenbar auch in einer zivili-
sierten Welt noch Differenzen ausgetragen 
werden. Der Pädagoge Micha Brumlik und 
der Politologe Andreas Buro waren Hoch-
schullehrer an der gleichen Universität, sie 
kannten sich persönlich aus gemeinsamer 
politischer Arbeit. Brumlik ist gebeten wor-
den, sich zu dieser Diffamierung zu äußern 
und hat geschwiegen. Andreas Buro wird am 
9. März der Göttinger Friedenspreises 2013 
der Stiftung Dr. Roland Röhl verliehen. Er 
wird in seiner Rede »Friedens- oder Kriegs-
Politik, das ist die Frage nach unserer Zu-
kunft« der ungebrochen »streitbare Pazifist« 
bleiben. 

Anmerkung:
1	 Die Rezension ist ohne diesen Nachtrag erschienen in 

der HLZ, Nr. 12/2012
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